
Bundessozialgericht
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Verkündet am
150 Dezember 1975

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: ° ......
'°.„

„Beklagte und Revisionsbeklegte,

beigeladen:

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichté hat auf die

mündliche Verhandlung vom 150 Dezember 4975 durch

den Präsidenten Prof„ Dr° W a n n a g a t 3
die

Richter Dr„ S c h u b e r t und H e y e r und

die ehrenamtlichen Richter R e i m e r und

B e n e d y c 2 u k für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 170 Mai

4975 wird zurückgewiesen°

Die Klägerin hat der Beigeladenen auch die außerge—

richtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—

statten°
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Der im Jahre 4894 geborene und am 460 Januar 4974 ver—

storbene Ingenieur Walter H Illjiwar in erster Ehe mit der

Beigeladenen verheiratet geweseno Diese Ehe wurde 4948

ohne Schuldausspruch
wegen einer geistigen Erkrankung sei—

ner Ehefrau geschieden° Seit dem 9° Februar 4954 war der

Versicherte mit der Klägerin verheiratet° Aufgrund einer

Inanspruchnahme durch das Kreissozialamt Opläden‘zahlte er

bis zuletzt für seine in einer Nervenklinik untergebrachte

frühere Ehefrau einen Kostenbeitrag von 97‚—— DM monatlich°

Die Beklagte gewährte der Klägerin und der Beigeladenen durch

die Bescheide vom 6° September 4974 und 27„ Oktober 4974

anteilige Hinterbliebenenrenten$ und zwar der Klägerin in

Höhe von 295‚70 DM monatlich und der Beigeladenen in Höhe

von 446‚—— DM monatlich°

Hiergegen wandte sich die Klägerin° Sie beanspruchte

die Hinterbliebenenrente für sich allein° Der von ihrem frü—

heren Ehemann über das Sozialamt an die Beigeladene gezahl—

te Unterhalt V0n monatlich 97,—— DM habe weit unter 25% des

für diese notwendigen Mindestbedarfs gelegen„ weil sie we—

gen ihrer Erkrankung ständig pflegebedürftig gewesen sei‚

so daß jener Betrag nicht als Unterhalt im Sinne des 5 42
des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) angesehen werden
könne°

Klage und Berufung sind erfolglos geblieben„ Die Klägerin

hat die vom Landessozialgericht (LSG) zugelassene Revision

[eingelegt mit dem Antrag?

das Urteil des LSG Rheinland—Pfalz

vom 470 Mai 4975 und das Urteil des

Sozialgerichts Koblenz vom 50 Dezem—

ber 4972 aufzuheben und die Beklagte

in Abänderung ihres Bescheids vom

._
_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-}...

60 September 1971 zu verurteilen‚ ihr die

; volle Witwenrente zu gewähren‚

hilfsweise‚

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

den Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und

'_Entscheidung an das LSG zurückzuverweiscn°

Gerügt wird die Verletzung der 55 105 und 128 des Sozialge—

richtsgesetzes (SGS) sowie unrichtige Anwendung des

@42 AVG„

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen‚

die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision ist nicht begründet„ Weder die erhobenen Ver—

fahrensrügen noch die Sachrüge vermögen ihr zum Erfolg zu
verhelfen°

Nach 5 42 AVG hat die Beigelädene als frühere Ehefrau des
Versicherten neben der Klägerin (@ 45 Abs„ 4 AVG) Anspruch

auf Hinterbliebenenrentea wenn dieser ihr zur Zeit seines

Todes nach den Vorschriften des Ehegesetzes oder aus son—

stigen Gründen Unterhalt zu leisten hatte oder wenn er im

letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat„ Hier—

zu ist unstreitig9 daß der Versicherte bis zu seinem Tode

monatlich 97,—— DM über das Kreissozialamt Opladen zu ih—

rem Unterhalt beigesteuert hat„ Auch wenden sich die Be—

teiligten nicht gegen die ständige Rechtsprechung des Bun—

dessozialgerichts (BSG) — vgla zuletzt SozR Nro 49 zu “

5 1265 der Reichsversicherungsordnung —RVO—und 12 RJ
118/71 vom 170 Mai 1971 —‚ wonach der Unterhaltsanspruch

oder der geleistete Unterhalt? der eine Hinterbliebenen»

rente auslösen soll, mehr als einen geringfügigen Teil

ausmachen muß‚ wobei in der Regel etwa 25 VOHO des zeit—

lich und örtlich notwendigen Mindestbedarfs eines Unter—

haltsberechtigten geforderten werden„ Streitig ist dagegen

unter den Beteiligten, ob hierbei ein individueller Maß—
stab zugrunde zu legen ist? oder ob eine generelle Be—

trachtungsweise angebracht ist„
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Das LSG bekennt sich zur zuletzt genannten Auffassung„

Die Anwendung des individuellen Mindestbedarfs im Einzelfall

würde zu unhaltbaren Ergebnissen führen„ Es würden dann näm—

lich Zahlungen, die sonst 25% des Mindestbedarfs überstei—

gen,
für die Dauer einer stationären Krankenhausbehandlung

wegen des damit gesteigerten Unterhaltsbedarfs weit unter

diesen Satz absinken° Vor und nach der Krankenhausbehand—

lung wäre der Unterhaltsbegriff erfüllt„ für die Dauer der

Krankenhausbehandlung aber trotz gleichbleibender Zahlungs—

beträge nicht„ Die Krankheit könnte alsdann letztlich den

Wegfall eines Hinterbliebenenrentenanspruchs zur Folge ha—

ben, der ohne sie aufgrund des fortlaufend gezahlten Be—

trages gegeben wäre° Diesen Sinn habe die bisherige Recht—

sprechung des BSG nicht° Deshalb sei zur Abgrenzung des

Unterhaltsbegriffs in $ 42 AVG von dem regelmäßig nach den

zeitlichen und örtlichen Verhältnissen erforderliChen all—

gemeinen Mindestbedarf nach dem Bundessozialhilfegesetz
(BSHG)„ nicht aber von den durch Krankheit begründeten zu—

sätzlich individuellen Bedürfnissen auszugehen„ Nach der

ab 1° Juni 4970 für Rheinland—Pfalz geltenden Verordnung

vom 14° April 4970 über die Mindest— und Höchstbeträge der.

-Regelsatze habe der Regelsatz der Sozialhilfe für die Bei—

geladene 444,—— bis 150„—— DM betragen° Unter Berücksichti—

gung eines Zuschlages von 50% wegen Erwerbsunfähigkeit er—
höhe sich dieser nur auf höchstens 495‚—— DM° Hinzu kämen

allerdings noch die laufenden Leistungen für die Unterkunft

in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen nach 5 5 der Ver—

ordnung vom 20° Juli 1962 (BGBl I 515) und etwaige einmali—

ge Beihilfen° Dafür7 daß sich durch diese Beträge der nach
dem BSHG zunächst mit 495,—- DM monatlich anzunehmende

Rogelsatz°verdoppelt hätte, fehlten jedoch hinreichende An—

haltspunkte° Erst bei einer Verdoppelung des Betrages von
195‚5— DM hätten die monatlichen Leistungen des Versicherten

von 97‚—— DM weniger als 25% des nach dem BSHG ermittelten
Unterhaltsbedarfs ausgemachto Nach alledem müsse der Unter—

haltscharakter der vom Versicherten für die Beigeladene er—
brachten Zahlungen anerkannt und damit der Anspruch der
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Beigeladehen auf Rente nach 5 42 AVG für begründet angese— ‘

hen werden„ Somit habe die Beklagte gemäß 5 45 Abs° 4 AVG

zu Recht die der Dauer der Ehen entsprechende Aufteilung

der Hinterbliebenenrente vorgenommen, so daß die Berufung

der Klägerin hätte zurückgewiesen werden müssen°

Dieser Auffassung ist grundsätzlich zu folgen, Das BSG hat

sich in seiner bisherigen Rechtsprechung zu 5 1265 RVG und
% 42 AVG einmal von dem Gedanken leiten lassen, daß die

Hinterbliebenenrenten Unterhaltsersatzfunktion haben, und

daß es hiermit nicht zu vereinbaren wäre, wenn schon jede

Unterhalt5pflicht oder jede Unterhaltsleistung in gerin—

ger Höhe einen Anspruch auf Hinterbliebenenrente auslösen

könnte (vgl° hierzu im einzelnen insbesondere SozR V

@ 4265 RVO Nr° 49)„ Zum anderen war auf die Möglichkeiten

einer Kollision zwischen der Witwenrente und der Rente ei—

ner früheren Ehefrau Rücksicht zu nehmen (vgl° hierzu ins—

besondere BSG22, 44, 47)„ " '

Berücksichtigt man diese Gesichtspunkte, dann kann im vor—

liegenden Fall nicht darauf abgestellt werden, daß die vom
Versicherten erbrachten Unterhaltsleistungen von 97,—= DM

monatlich weniger als ein Viertel der über 600,—— DM mo—
natlich betragenden Unterbringungskosten der Beigelede—

nen ausgemacht haben (vgl° hierzu Schriftsatz des Land—
ratsamtes Neuwied vom 20° September 4975 nebst Anlagen)„

Anderenfalls würde der Ausgangspunkt der angeführten

Rechtsprechung verlassen, daß nur geringfügige Unterhalts—

ansprüche und Unterhaltsleistungen nicht ausreichen sol—,

len, um
Hinterbliebenenrentenansprüche

zu begründen” Maß■

gebend müssen daher grundsätzlich die allgemeinen Regel—_

sätze der Sozialhilfe sein, wenn auch im Einzelfalle ge—
wisse individuelle, aber allgemein übliche Zuschläge im

Hinblick auf Wohnung, Alter und Gesundheit zu berücksich—

tigen sein-werden° Das darf aber nicht dazu führen, in

vom durchschnittlichen Regelfalle abweichenden außerge—
wöhnlichen Fällen erhöhte Anforderungen zu stellen„ Dazu

hat das LSG mit zutreffenden Ausführungen weiter darge—
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legt, daß jener Betrag von 97‚—— DM monatlich mehr als ein

Viertel des nach den Vorschriften des BSHG ermittelten Min—

destbedarfs eines normalen alten und erwerbsunfähigen Men—

schen ausmachten° Das reichte aber aus, um für die Beigelade—

ne einen Rentenanspruch auszulösen°

Damit erweisen sich zugleich die vorgebrachten Verfahrensrü—

gen als unbegründet„ Bei der gegebenen Rechtslage bedurfte

es nicht der von der Revision für erforderlich gehaltenen

weiteren Sachaufklärung, welche Beträge von der Sozialhilfe

insgesamt im Monat für die Beigeladene aufgewendet worden

sind, und wie hoch deren tatsächlicher Unterhaltsbedarf im

einzelnen war„ Diese individuellen Besonderheiten waren für

die Entscheidung des Falles nicht erheblich? so daß sie auch
nicht aufgeklärt zu werden brauchten° Ebensowenig stellte es

eine Überschreitung des Rechts zur freien richterlichen

Beweiswürdigung dar (@ 428 Abs„ 4 Satz 4 SGG), wenn das LSG

den normalen Unterhaltsbedarf der Klägerin? falls sie nicht

anstaltspflegebedürftig gewesen wäre‚ auf weniger als

388‚—— DM monatlich ermittelt hat° Seine hierzu getroffenen

Feststellungen sind nicht zu beanstanden°

Nach alledem war die Revision als unbegründet zurückzuwei—

sen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG„
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